
KOMMISSION / GRIECHENLAND 

SCHLUSSANTRÄGE DES GENERALANWALTS 
GIUSEPPE TESAURO 

vom 21. April 1993 * 

Herr Präsident, 
meine Herren Richter! 

1. Mit der vorliegenden Klage beantragt die 
Kommission festzustellen, daß die Griechi­
sche Republik dadurch gegen ihre Verpflich­
tungen aus dem EWG-Vertrag verstoßen hat, 
daß sie eine Regelung über die vorläufige 
und die endgültige Einfuhr von Verkehrsmit­
teln erlassen und beibehalten hat, die mit 
einigen Bestimmungen der Richtlinien 
83/182/EWG 1 und 83/183/EWG2 des Rates 
vom 28. März 1983 sowie der Richtlinie 
73/148/EWG3 des Rates vom 21. Mai 
1973 unvereinbar ist. 

Die von der Kommission gegenüber der 
griechischen Regierung erhobenen Rügen 
betreffen mehrere Aspekte der griechischen 
Einfuhrregelung: a) die Definition und die 
Bestimmung des gewöhnlichen Wohnsitzes 
im Sinne der Richtlinien 83/182 (Artikel 
7 Absatz 1) und 83/183 (Artikel 6 Absatz 1); 
b) die Kontrollen, mit denen im Hinblick auf 
die Gewährung der Steuerbefreiung der 
gewöhnliche Wohnsitz festgestellt werden 
soll; c) die Praxis, bei der Einfuhr ausländi­
scher Fahrzeuge in das griechische Hoheits­
gebiet und bei ihrer Ausfuhr aus Griechen­
land einen Stempelvermerk im Reisepaß 
anzubringen; d) die Festlegung einer Frist 

von zehn Tagen für die Wiederausfuhr von 
Fahrzeugen im Besitz von Vermietungsun­
ternehmen mit Geschäftssitz in der Gemein­
schaft; e) die für bestimmte Fälle vorgese­
hene Begrenzung der Befreiung der 
vorübergehenden Einfuhr auf drei Monate; f) 
das Verbot der Veräußerung der Fahrzeuge 
in Nachbarländern. 

Die Kommission hat jedoch die beiden letzt­
genannten Rügen in der Erwiderung zurück­
genommen; in einem dieser Fälle hat sie ein­
geräumt, daß die Rüge unbegründet sei 
(Rüge e), im anderen Fall, daß die griechische 
Regierung inzwischen der gemeinschafts­
rechtlichen Regelung nachgekommen sei 
(Rüge f). Diese Rügen werden daher in die­
sen Schlußanträgen nicht geprüft. 

2. Die vorprozessuale Phase, die streitige 
nationale Regelung und die einschlägigen 
Vorschriften des Gemeinschaftsrechts sind 
im Sitzungsbericht ausführlich beschrieben, 
auf den verwiesen wird; auf sie wird daher 
nur insoweit Bezug genommen, als die Prü­
fung der einzelnen Rügen der Kommission 
dies erfordert. 

A — Zur Bestimmung des gewöhnlichen 
Wohnsitzes 

a) Vorübergehende Einfuhr 

3. Die Kommission wirft der griechischen 
Regierung vor, daß sie einen Begriff des 

* Originalsprache: Italienisch. 
1 — Richtlinie über Steuerbefreiungen innerhalb der Gemein­

schaft bei vorübergehender Einfuhr bestimmter Verkehrs­
mittel (ABl. L 105, S. 59). 

2 — Richtlinie über Steuerbefreiungen bei der endgültigen Ein­
fuhr persönlicher Gegenstände durcit Privatpersonen aus 
einem Mitgliedstaat (ABl. L 105, S. 64). 

3 — Richtlinie zur Aufhebung der Reise- und Aufenthalts­
beschränkungen für Staatsangehörige der Mitglicdstaatcn 
innerhalb der Gemeinschaft auf dem Gebiet der Niederlas­
sung und des Dienstleistungsvcrkehrs (ABl. L 172, S. 14). 
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gewöhnlichen Wohnsitzes verwende, der von 
dem in Artikel 7 Absatz 1 Unterabsatz 1 der 
Richtlinie 83/182 enthaltenen abweiche. 
Während der Begriff des gewöhnlichen 
Wohnsitzes in dieser Vorschrift nämlich defi­
niert ist als „der Ort, an dem eine Person 
wegen persönlicher und beruflicher Bindun­
gen ... gewöhnlich, d. h. während mindestens 
185 Tagen im Kalenderjahr, wohnt", nimmt 
die entsprechende nationale Regelung (Arti­
kel 3 der Ministerialverordnung D 
247/13 vom 1. März 1988) auf einen Aufent­
halt von 185 Tagen innerhalb eines Zwölf­
monatszeitraums Bezug. Die Bezugnahme 
auf den Zwölfmonatszeitraum anstelle des 
Kalenderjahres steht nach Auffassung der 
Kommission im Widerspruch zum Wortlaut 
und zu Sinn und Zweck der Richtlinie, und 
kehrt deren Logik um, da auf diese Weise der 
Ort des gewöhnlichen Wohnsitzes von der 
vorübergehenden Einfuhr und nicht diese 
vom Ort des Wohnsitzes abhängig gemacht 
werde. Ferner liege jedenfalls darin, daß das 
in der Richtlinie festgelegte Kriterium nicht 
angewendet werde, eine Ungleichbehandlung 
von Gemeinschaftsbürgern, die sich in der 
gleichen Lage befänden. 

Unter Berufung auf Artikel 9 Absatz 1 der 
Richtlinie 83/182, nach dem die Mitgliedstaa­
ten freizügigere Regelungen beibehalten 
und/oder treffen können, als sie in dieser 
Richtlinie vorgesehen sind, macht die grie­
chische Regierung jedoch geltend, daß die 
Bezugnahme auf einen Zwölfmonatszeit­
raum für die Betroffenen günstiger sei, da sie 
es ermögliche, die Befreiung Personen zu 
gewähren, die sich in einem Staat A inner­
halb der letzten zwölf Monate, nicht aber 
innerhalb des letzten Kalenderjahres vor der 
vorübergehenden Einfuhr des Fahrzeugs in 
den Staat B 185 Tage aufgehalten hätten. 

4. Das Vorbringen der griechischen Regie­
rung ist nicht begründet. Zunächst ist es, wie 

das Beispiel im Schriftsatz der Kommission 
zeigt, nicht immer richtig, daß die Bezug­
nahme auf den Zwölfmonatszeitraum vor 
der Einfuhr für die Betroffenen günstiger ist. 
Es ist im Gegenteil offensichtlich, daß die 
Betroffenen durch die Berücksichtigung des 
der Einfuhr vorausgehenden Zwölfmonats­
zeitraums anstelle des vorhergehenden 
Kalenderjahres benachteiligt oder begünstigt 
werden, je nachdem wann der fragliche Auf­
enthalt (bezogen auf den Zeitpunkt der vor­
übergehenden Einfuhr) stattgefunden hat 
und ob er unterbrochen worden ist. Allein 
schon aufgrund dieser Feststellung kann die 
Heranziehung eines anderen Kriteriums, als 
es in Artikel 7 Absatz 1 der Richdinie 
83/182 enthalten ist, im vorliegenden Fall 
nicht durch die Berufung auf Artikel 
9 Absatz 1 der Richtlinie gerechtfertigt wer­
den. 

Im übrigen erlaubt es der Ort des gewöhnli­
chen Wohnsitzes im Sinne der Richtlinie 
83/182, wie der Gerichtshof entschieden hat, 
„den Mitgliedstaat, in dem das betreffende 
Fahrzeug der Regelung über die vorüberge­
hende Einfuhr unterliegt, wie auch den Mit­
gliedstaat, der das Fahrzeug seiner Besteue­
rungsregelung unterwerfen kann, zu 
bestimmen" 4. In Anbetracht dieses Zweckes 
muß der Begriff des gewöhnlichen Wohnsit­
zes offensichtlich ein gemeinschaftsrechtli­
cher (harmonisierter) Begriff sein und die 
Bestimmung des Ortes des gewöhnlichen 
Wohnsitzes in allen Mitgliedstaaten auf die 
gleiche Weise erfolgen. Dies ergibt sich aus 
offensichtlichen Gründen der Rechtssicher­
heit und der Einheitlichkeit und gilt insbe­
sondere deshalb, weil sich Verwirrung hin­
sichtlich des Staates, der das betreffende 
Fahrzeug seiner Besteuerungsregelung unter­
werfen darf, ergeben würde, wenn die Mit­
gliedstaaten den gewöhnlichen Wohnsitz auf 

4 — Urteil vom 23. April 1991 in der Rechtssache 
C-297/89 (Ryborg, Slg. 1991, I-1943, Randnr. 16). 
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unterschiedliche Weise bestimmen dürften. 
Es bestünde nämlich die Gefahr, daß zwei 
Mitgliedstaaten bei derselben Person einen 
Wohnsitz im Sinne des Steuerrechts anneh­
men würden oder auch eine verlockende 
Eventualität, daß ein Fahrzeug in keinem 
Staat der Steuerpflicht unterläge. 

5. Ferner darf nicht übersehen werden, daß 
das Kriterium eines Mindestaufenthalts von 
185 Tagen an einem bestimmten Ort gewiß 
nicht entscheidend für die Feststellung des 
gewöhnlichen Wohnsitzes ist, da zugleich die 
persönlichen und die beruflichen Bindungen 
des Betroffenen berücksichtigt werden müs­
sen, die eher schwerer wiegen als das quanti­
tative Kriterium der 185 Tage 5. Unabhängig 
davon, ob die 185 Tage je Kalenderjahr oder 
je Zwölfmonatszeitraum berechnet werden, 
geht es im Kern darum, daß mittels einer 
umfassenden Abwägung der genannten Kri­
terien als gewöhnlicher Wohnsitz der Ort 
festzustellen ist, „den der Betroffene als stän­
digen Mittelpunkt seiner Interessen gewählt 
hat" 6. 

Unter Berufung auf eben diese Erwägungen 
führt die griechische Regierung — ohne 
allerdings selbst so recht von ihrem Vorbrin­
gen überzeugt zu sein — aus, daß die Bezug­
nahme auf zwölf Monate anstelle des Kalen­
derjahres als solche keinen Verstoß gegen die 
Richtlinie in dem fraglichen Punkt enthalte, 
und letztlich der Unterschied zwischen der 
gemeinschaftsrechtlichen und ihrer eigenen 
Definition rein formaler Natur sei. 

Zwar kann die Bezugnahme auf zwölf 
Monate zweifellos nicht entscheidend sein, 

jedoch handelt es sich um einen wesentlichen 
Gesichtspunkt für die Erfüllung eines der 
Kriterien (desjenigen der 185 Tage), die 
zusammen für den gewöhnlichen Wohnsitz 
bestimmend sind. Seine fehlende Überein­
stimmung mit dem Wortlaut von Artikel 
7 Absatz 1 der Richtlinie 83/182 kann daher 
— außer zu der bereits erwähnten Gefahr 
von Verwirrung und Unsicherheit bei den 
Betroffenen — in einigen Fällen zu Ergebnis­
sen führen, die mit der Richtlinie unverein­
bar sind. Die vorliegende Rüge ist folglich als 
begründet anzusehen. 

b)Endgültige Einfuhr 

6. Die Frage der Bestimmung des gewöhnli­
chen Wohnsitzes stellt sich in gleicher Weise 
auch für die Gewährung der Befreiung bei 
der endgültigen Einfuhr der Fahrzeuge. 
Auch in der griechischen Bestimmung zur 
Umsetzung von Artikel 6 Absatz 1 der 
Richtlinie 83/183, der den gleichen Wortlaut 
wie Artikel 7 Absatz 1 der Richtlinie 
83/182 hat, in das nationale Recht wird näm­
lich auf einen Zwölfmonatszeitraum und 
nicht auf das Kalenderjahr Bezug genom­
men 7. Es gilt daher das soeben hinsichtlich 
der vorübergehenden Einfuhr Dargelegte. 

Ich komme zu den weiteren Argumenten, 
die die Kommission in diesem Punkt 
gegenüber der griechischen Regierung 
anführt. Erstens verwendeten die zuständi­
gen griechischen Behörden den Begriff des 
Zwölfmonatszeitraums, um Personen, die 5 — In diesem Sinne Urteil Ryborg (a. a. O.) und Urteil vom 14. 

Juli 1988 in der Rechtssache 284/87 (Schäflein, Slg. 1988, 
4475). 

6 — Unter anderem Urteil vom 14. Juli 1988 (Schäflein, a. a. O., 
Randnr. 10) und Urteil vom 23. April 1991 (Ryborg, a. a. O., 
Randnr. 19). 

7 — Artikel 2 Absatz 1 der Ministcriaivcrordnung D 245/11 vom 
1. März 1988. 
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sich in den zwölf Monaten vor der Verle­
gung des Wohnsitzes mehr als 185 Tage in 
Griechenland aufgehalten hätten, von der 
Befreiung auszuschließen. Die Kommission 
hat jedoch auf die Aufforderung hin, dieses 
Vorbringen näher zu erläutern, nur geant­
wortet, die Verwendung des Begriffes des 
Zwölfmonatszeitraums könne einen Aus­
schluß von der Befreiung und/oder eine 
Reihe gründlicher und eingehender Kontrol­
len im Hinblick auf das Vorliegen der ande­
ren Voraussetzungen für die Bestimmung des 
gewöhnlichen Wohnsitzes zur Folge haben. 

Ich möchte zunächst von der Frage der Kon­
trollen, die Gegenstand einer speziellen Rüge 
ist und noch eingehend geprüft werden soll, 
absehen und nur feststellen, daß die Kom­
mission offensichtlich nicht bewiesen hat, 
daß die von Griechenland angewandte 
Berechnungsmethode dazu führt, daß Perso­
nen, die sich mehr als 185 Tage im griechi­
schen Hoheitsgebiet aufgehalten haben, von 
der Befreiung ausgeschlossen werden. 
Zudem wird die Befreiung, wie die griechi­
sche Regierung ausgeführt hat, gemäß Arti­
kel 4 Absatz 2 der Ministerialverordnung 
D 245/11, sofern die sonstigen Voraussetzun­
gen erfüllt sind, auch Personen gewährt, die 
beschließen, ihren Wohnsitz nach Griechen­
land zu verlegen, nachdem sie sich dort 
bereits seit höchstens zwei Jahren aufgehal­
ten haben. In einem derartigen Fall wird, wie 
in Artikel 4 Absatz 2 ausdrücklich geregelt 
ist, der gewöhnliche Wohnsitz im Zeitpunkt 
der ersten Einreise nach Griechenland 
berücksichtigt. 

7. Gemäß Artikel 4 Absatz 1 der Ministe­
rialverordnung D 245/11 haben die Betroffe­
nen jedoch nur Anspruch auf die Befreiung, 
wenn sie ihren gewöhnlichen Wohnsitz vor 
dessen Verlegung nach Griechenland für 
wenigstens zwei Jahre in einem anderen Mit­
gliedstaat gehabt haben. Diese Voraussetzung 
verstößt nach Auffassung der Kommission 
gegen Artikel 6 Absatz 1 der Richtlinie 

83/183, da Artikel 6 Absatz 1 für die 
Begründung des gewöhnlichen Wohnsitzes 
keine Mindestaufenthaltsdauer vorschreibt. 

Zwar ist es nach der Richtlinie 83/183 erfor­
derlich, daß ein Aufenthalt an einem 
bestimmten Ort zumindest so lange bestan­
den hat, daß die Voraussetzungen der 
Rechtsvorschriften über den gewöhnlichen 
Wohnsitz erfüllt sind, jedoch kann dem Vor­
bringen der griechischen Regierung nicht 
gefolgt werden, daß eine Mindestdauer für 
den „gewöhnlichen Wohnsitz" festgesetzt 
werden könne, da dieser eine enge und dau­
ernde „Beziehung zu einem bestimmten Ort 
voraussetze". 

8. Nach der Richtlinie gilt nämlich für den 
Anspruch auf die Befreiung nur die Voraus­
setzung, daß das eingeführte Fahrzeug in 
dem Mitgliedstaat, aus dem es ausgeführt 
wird, seit mindestens sechs Monaten vor der 
Wohnsitzverlegung für den Gebrauch des 
Beteiligten bestimmt gewesen sein muß 
(Artikel 2 Buchstabe b erster Gedanken­
strich). Es ist folglich für die Gewährung der 
Befreiung bei der endgültigen Einfuhr eines 
Fahrzeuges ausreichend, daß der Betroffene 
sechs Monate am selben Ort gewohnt hat. 
Artikel 4 Absatz 1 der Ministerialverord­
nung D 245/11 steht damit offensichtlich im 
Widerspruch zur Richtlinie 83/183. 

Die vorliegende Rüge ist daher insoweit 
begründet, als nach der griechischen Rege­
lung bei der Berechnung der 185 Tage ein 
Zwölfmonatszeitraum und nicht das Kalen­
derjahr zugrunde zu legen ist und als die 
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Gewährung der Befreiung danach von der 
Voraussetzung abhängt, daß der Betroffene 
seinen gewöhnlichen Wohnsitz seit minde­
stens zwei Jahren in einem anderen Mitglied­
staat gehabt hat. 

Β — Zu den Kontrollen betreffend den 
gewöhnlichen Wohnsitz 

a) Vorübergehende Einfuhr 

9. Die Kommission rügt zunächst, daß die 
griechische Regierung Artikel 7 Absätze 
2 und 3 der Richtlinie 83/182 nicht in ihr 
innerstaatliches Recht umgesetzt habe. Es 
handelt sich dabei um die Bestimmungen, 
nach denen Privatpersonen den Nachweis 
über ihren gewöhnlichen Wohnsitz anhand 
aller geeigneten Mittel, insbesondere des Per­
sonalausweises oder jedes anderen beweis­
kräftigen Dokuments, erbringen (Artikel 
7 Absatz 2) und der Einfuhrmitgliedstaat bei 
Zweifeln an der Richtigkeit der Angabe des 
gewöhnlichen Wohnsitzes nähere Auskünfte 
oder zusätzliche Belege verlangen kann 
(Artikel 7 Absatz 3). 

Die Kommission macht ferner geltend, Arti­
kel 7 Absatz 2 der Richtlinie 83/182 sei 
durch Artikel 15 der Ministerialverordnung 
D 247/13 nicht korrekt umgesetzt worden, 
da Artikel 15 lediglich bestimme: „Es obliegt 
dem Betroffenen, den Zollbehörden die 
Erfüllung der mit dieser Verordnung festge­
legten Voraussetzungen nachzuweisen." 
Dagegen sei in Artikel 15 nicht geregelt, wel­
che Mittel und Dokumente die griechischen 
Behörden als einen ausreichenden Nachweis 
des gewöhnlichen Wohnsitzes ansähen. 

Artikel 15 sei daher nicht hinreichend 
bestimmt und klar. Nach ständiger 
Rechtsprechung des Gerichtshofes sei der 
nationale Gesetzgeber jedoch verpflichtet, 
zur Durchführung der gemeinschaftlichen 
Richtlinien hinreichend bestimmte und klare 
Rechtsvorschriften zu erlassen, damit die 
Begünstigten in der Lage seien, von allen 
ihren Rechten Kenntnis zu erlangen und 
diese vor den nationalen Gerichten geltend 
zu machen 8. Es sei aber gerade die geringe 
Klarheit der fraglichen nationalen Rechtsvor­
schrift gewesen, die die Entwicklung syste­
matischer Kontrollen ermöglicht habe. 

10. Daß es solche Kontrollen gebe, werde 
ferner durch die in Titel II des Runderlasses 
D 366/26 Pol 10 enthaltene Aufstellung der 
verschiedenen Dokumente bestätigt 9, die die 
Zollbehörden als Nachweis des gewöhnli­
chen Wohnsitzes berücksichtigen könnten. 
Jedenfalls sei Artikel 7 Absatz 3 der Richtli­
nie durch diesen Runderlaß nicht korrekt 
umgesetzt worden, da Artikel 7 Absatz 3 als 
Ausnahme vom Grundsatz der Erleichterung 
des Personenverkehrs eng auszulegen sei, 
während die zuständigen griechischen 
Behörden nach dem Runderlaß zusätzliche 
Kontrollen immer dann vornehmen könnten, 
wenn die Dauer des Aufenthalts im Ausland 
während der zwölf Monate vor der Einfuhr 
nicht anhand des Reisepasses oder des Perso­
nalausweises überprüft werden könne. 

8 — Urteil vom 9. April 1987 in der Rechtssache 
363/85 (Kommission/Italien, Slg. 1987, 1733, Randnr. 7). 

9 — Außer Reisepaß und Personalausweis sind angeführt: 
Bescheinigung über die Eintragung im Stadt- oder Gemein­
deregister, Bescheinigung über die Eintragung im Konsulats­
register, Aufenthaltserlaubnis, Arbeitscrlaubnis, Steuerer­
klärungen, Bescheinigungen eines Versicherungsträgers und 
Belege, aus denen sich ein Nachweis über den Aufenthaltsort 
der anderen Familienangehörigen ergibt. 
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Ein derartiger rechtlicher Rahmen sei unklar 
und jedenfalls Ursache von Unsicherheit; fer­
ner stelle ein Runderlaß nach ständiger 
Rechtsprechung des Gerichtshofes 10 keine 
wirksame Erfüllung der Verpflichtung der 
Mitgliedstaaten zur Umsetzung dar und 
biete nicht die erforderlichen Garantien 
bezüglich Bestimmtheit, Klarheit und Trans­
parenz, so daß der einzelne wissen könne, 
welche Rechte und Pflichten er habe. 

11. Es ist jedoch unzweifelhaft, daß die 
Betroffenen die Beweislast für den gewöhnli­
chen Wohnsitz tragen; gleichfalls unzweifel­
haft ist meines Erachtens, daß Artikel 15 der 
Ministerialverordnung D 247/13 den Betrof­
fenen, ebenso wie Artikel 7 Absatz 2 der 
Richtlinie, die Möglichkeit läßt, den Nach­
weis über ihren gewöhnlichen Wohnsitz 
anhand aller geeigneten Mittel, also auch 
allein anhand des Personalausweises oder der 
Aufenthaltserlaubnis, zu erbringen, sofern 
diese Dokumente beweiskräftig sind. Inso­
weit halte ich Artikel 15 daher für hinrei­
chend klar und nicht geeignet, bei den 
Betroffenen Unsicherheit oder Verwirrung 
hervorzurufen. 

Ferner gibt die Aufzählung in Titel II des 
Runderlasses D 366/26 Pol, ohne abschlie­
ßend zu sein, an, welche Dokumente die 
Zollbehörden als beweiskräftig anerkennen 
können; sie schreibt aber nicht vor, daß ein 
bestimmtes dieser Dokumente oder gar alle 
für die Erlangung der Befreiung vorgelegt 
werden müssen. Zudem zeigt schon die Tat­
sache, daß dieser Runderlaß ausdrücklich 
regelt, daß die in Titel II angeführten Doku­
mente von den zuständigen Behörden 

verlangt werden können, wenn der Paß (oder 
der Personalausweis) nicht als beweiskräftig 
angesehen wird, daß diese Dokumente 
grundsätzlich nicht verlangt und die Kon­
trollen demnach nicht systematisch durchge­
führt werden. 

Abschließend ist festzustellen, daß das Beste­
hen einer Praxis systematischer Kontrollen 
durch keinen Beweis gestützt wird, da die 
Kommission lediglich aus der Formulierung 
der einschlägigen innerstaatlichen Rechtsvor­
schriften folgert, daß die zuständigen griechi­
schen Behörden notwendig Kontrollen zur 
Überprüfung des gewöhnlichen Wohnsitzes 
vornehmen. 

Nach alledem ist die vorliegende Rüge 
zurückzuweisen. 

b) Endgültige Einfuhr 

12. Die Kommission rügt auch im Hinblick 
auf Artikel 6 Absätze 2 und 3 der Richtlinie 
83/183, der den gleichen Wortlaut wie Arti­
kel 7 Absätze 2 und 3 der Richtlinie 
83/182 hat, daß die griechische Regierung 
keine korrekte Umsetzung in die innerstaat­
liche Rechtsordnung vorgenommen habe. 
Die Kommission macht insbesondere gel­
tend, daß Artikel 29 Absatz 3 der Verord­
nung D 245/11, der mit Artikel 15 der Ver­
ordnung D 247/13 nahezu wörtlich 
übereinstimmt, für die Verwaltungsbehörden 
einen weiten Ermessensspielraum hinsicht­
lich der vorzulegenden Beweise begründe 
und dazu führe, daß der Nachweis des 
gewöhnlichen Wohnsitzes systematisch über­
prüft werde. Es handelt sich weitgehend um 
die gleichen Argumente, die bezüglich der 
vorübergehenden Einfuhr geprüft wurden. 

10 — Vergleiche z. B. Urteil vom 15. März 1990 in der Rechtssa­
che C-339/87 (Kommission/Niederlande, Slg. 1990, I-851, 
Randnr. 6). 
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Ich verweise daher auf meine soeben 
gemachten Ausführungen, soweit diese ein­
schlägig sind, und beschränke mich hier dar­
auf, die Argumente zu prüfen, die speziell 
die Kontrollen zur Bestimmung des gewöhn­
lichen Wohnsitzes bei der endgültigen Ein­
fuhr betreffen. 

Die Kommission führt aus, die griechischen 
Behörden verlangten entgegen Artikel 
6 Absatz 2 der Richtlinie 83/183 als Nach­
weis des gewöhnlichen Wohnsitzes von 
Gemeinschaftsbürgern eine auf fünf Jahre 
erteilte Aufenthaltserlaubnis und von Inlän­
dern eine Bescheinigung des griechischen 
Konsulats in dem Staat des früheren Wohn­
sitzes, in dem die Wohnsitzverlegung bestä­
tigt werde. Ferner verlangten sie von Inlän­
dern in jedem Fall einen Nachweis über die 
genaue Dauer des Aufenthalts. 

13. Die griechische Regierung hat in der 
mündlichen Verhandlung unter Berufung 
darauf, daß die Kommission den Runderlaß 
D 357 vom 22. März 1988, in dem das Erfor­
dernis einer auf fünf Jahr erteilten Aufent­
haltserlaubnis geregelt sei, in Beantwortung 
einer schriftlichen Frage des Gerichtshofes 
erstmals erwähnt habe, geltend gemacht, daß 
dieser Klagegrund mit Rücksicht auf die 
Rechte der Verteidigung, die in einem Ver­
fahren nach Artikel 169 für den beklagten 
Staat gewährleistet sein müßten, unzulässig 
sei. 

Im Gegensatz zur griechischen Regierung 
bin ich nicht der Auffassung, daß die Kom­
mission den Streitgegenstand auf diese Weise 
erweitert hat. Die Kommission hat diese Pra­
xis nämlich bereits in der mit Gründen ver­
sehenen Stellungnahme beanstandet. Sie hat 
daher durch den Hinweis auf den dieses 
Erfordernis ausdrücklich vorsehenden Rund­
erlaß nur ihre früheren Behauptungen 
bewiesen. Zu diesen hatte sich die griechi­
sche Regierung im übrigen in Beantwortung 

der mit Gründen versehenen Stellungnahme 
geäußert, indem sie insbesondere ausführte, 
daß es keineswegs im Widerspruch zu den 
gemeinschaftsrechtlichen Vorschriften stehe, 
von einer Person, die in der Absicht nach 
Griechenland einreise, dort ihren Wohnsitz 
zu begründen, den Besitz einer auf fünf Jahre 
erteilten Aufenthaltserlaubnis zu verlangen; 
dies gelte um so mehr, als eine solche Person 
nach den für die Befreiung geltenden Rechts­
vorschriften den gewöhnlichen Wohnsitz 
noch 24 Monate nach ihrer Ankunft nach 
Griechenland verlegen könne. 

14. Dies vorausgeschickt, ist festzustellen, 
daß schon die Natur des in Rede stehenden 
Dokuments (Aufenthaltserlaubnis) zeigt, daß 
es sich nicht um ein Dokument handelt, das 
den Nachweis dafür betrifft, daß der Betrof­
fene seinen gewöhnlichen Wohnsitz vor der 
Verlegung nach Griechenland in einem ande­
ren Mitgliedstaat hatte, sondern um ein 
Dokument, das die Wohnsitzverlegung 
beweist. Hieraus folgt, daß das Erfordernis 
der Aufenthaltserlaubnis einen Beweis für 
den gewöhnlichen Wohnsitz im Sinne von 
Artikel 6 der Richtlinie 83/183 weder dar­
stellt noch darstellen kann 11. 

Während nämlich Artikel 6 die Bestimmung 
und den Nachweis des gewöhnlichen Wohn­
sitzes in dem Mitgliedstaat regelt, in dem 
sich der Wohnsitz vor der Verlegung befand, 
ermöglicht das Erfordernis der Aufenthalts­
erlaubnis die Überprüfung der Vorausset-

11 — Insoweit bedarf es kaum des Hinweises, daß der anhand der 
Kriterien des Artikels 6 zu bestimmende gewöhnliche 
Wohnsitz im Zeitpunkt der endgültigen Einfuhr im Hin­
blick auf den Mitgliedstaat, in den der Wohnsitz verlegt 
wird, weder geprüft werden kann noch darf. Anderenfalls 
bestünde nämlich niemals ein Anspruch auf die Befreiung, 
da man nicht nachweisen kann, daß man seinen „gewöhnli­
chen Wohnsitz" an dem Ort hat, an den man soeben zieht. 
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zung der endgültigen Einfuhr, also der Verle­
gung des Wohnsitzes, die gewiß nicht mit 
dem Reisepaß oder dem Personalausweis 
nachgewiesen werden kann. Unter diesem 
Gesichtspunkt betrachtet, ist das vorliegende 
Argument der Kommission folglich absolut 
unbegründet. 

Ferner ist das Erfordernis der Aufenthaltser­
laubnis auch nicht willkürlich oder unnötig 
restriktiv. Grundsätzlich ist nämlich das ein­
zige Dokument, das als Nachweis für die 
Verlegung des Wohnsitzes und folglich die 
Niederlassung in einem anderen Staat als 
dem Heimatstaat geeignet ist, die Aufent­
haltserlaubnis, die nach den einschlägigen 
gemeinschaftsrechtlichen Vorschriften 12 spä­
testens innerhalb von sechs Monaten für eine 
Dauer von wenigstens fünf Jahren erteilt 
wird. 

15. Was schließlich die Voraussetzung anbe­
langt, daß sich griechische Staatsangehörige 
vor der Wiedereinreise nach Griechenland 
eine Bescheinigung von den griechischen 
Konsulatsbehörden in dem Staat des frühe­
ren Wohnsitzes ausstellen lassen müssen, ist 
zunächst darauf hinzuweisen, daß die grie­
chische Regierung selbst in der vorprozes­
sualen Phase der Kommission das Bestehen 
einer derartigen Praxis mitteilte und daß sie 
dabei darlegte, daß diese Bescheinigung den 
Betroffenen die steuerfreie Einfuhr auch 
dann ermöglichen solle, wenn der Personal­
ausweis und die anderen Dokumente nicht 
als Nachweis über den Wohnsitz ausreichten. 

Hierzu sei nur bemerkt, daß die fragliche 
Voraussetzung nicht besonders belastend 

oder schwer zu erfüllen ist und daß die 
Kommission ferner jedenfalls nicht nachge­
wiesen hat, daß die griechischen Behörden 
diese Bescheinigung auch in Fällen verlan­
gen, in denen kein Anlaß für Zweifel besteht. 

16. Dies vorausgeschickt, bleibt festzustel­
len, daß sich die Kommission, ebenso wie 
hinsichtlich der angeblichen Praxis von Kon­
trollen bei der vorübergehenden Einfuhr, 
darauf beschränkt, aus dem Wortlaut der ein­
schlägigen innerstaatlichen Rechtsvorschrif­
ten, die ihrer Auffassung nach unklar sind 
und den griechischen Behörden außerdem 
einen weiten Ermessensspielraum bei der für 
die Bestimmung des gewöhnlichen Wohnsit­
zes vorzulegenden Urkunden lassen, auf das 
Bestehen einer ständigen, willkürlichen und 
unnötig restriktiven Praxis hinsichtlich der 
Kontrollen zur Bestimmung des gewöhnli­
chen Wohnsitzes zu schließen. 

Meines Erachtens kann der Kommission 
insoweit nicht gefolgt werden, da sie nicht 
nachgewiesen hat, daß die griechischen 
Behörden solche Kontrollen tatsächlich 
systematisch und willkürlich durchführen. 
Auch diese Rüge ist daher zurückzuweisen. 

C — Zur Anbringung von Stempelvermer-
ken im Reisepaß 

17. Mit ihrer dritten Rüge wirft die Kom­
mission der griechischen Regierung die Pra¬ 
xis vor, bei der Einreise in das griechische 
Hoheitsgebiet und bei der Ausreise aus Grie­
chenland Stempelvermerke mit den amtli­
chen Kennzeichen der Fahrzeuge in den Rei­
sepässen anzubringen; diese Praxis führe im 
übrigen zu einer diskrimierenden Unter­
scheidung zwischen den nach Griechenland 12 — Artikel 5 der Richtlinie 64/221/EWG des Rates vom 25. 

Februar 1964 (ABl. 56 vom 4. April 1964). 
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einreisenden Personen, da Personen, die 
ihren Paß vorwiesen, der Formalität des 
Stempelvermerks unterlägen, während Per­
sonen, die ihren Personalausweis vorzeigten, 
frei ein- und ausreisen könnten. 

Die griechische Regierung weist zunächst 
darauf hin, daß diese Praxis, da Gemein­
schaftsbürger in der Regel unter Verwen­
dung des Personalausweises einreisten, 
ausschließlich gegenüber griechischen Staats­
angehörigen mit Wohnsitz im Ausland ange­
wandt werde oder vielmehr bis zum 10. Juni 
1991 angewandt worden gewesen sei 13. Seit 
diesem Zeitpunkt könnten nämlich auch 
griechische Staatsangehörige unter Vorlage 
des Personalausweises von einem Mitglied­
staat in einen anderen reisen, weshalb die 
griechischen Behörden die fragliche Praxis 
völlig aufgegeben hätten. 

Die Kommission hat diese Rüge jedoch auf­
rechterhalten, da ihrer Ansicht nach ange­
sichts des Fehlens einer Rechtsnorm, die die 
Abschaffung der fraglichen Praxis ausdrück­
lich regelt, nicht erwiesen ist, daß diese Pra­
xis gegenüber Personen, die ihre Pässe vor­
wiesen, nicht mehr angewandt wird. Für das 
vorliegende Verfahren ist jedoch nicht erheb­
lich, ob die zuständigen griechischen Behör­
den die Pässe von griechischen Staatsangehö­
rigen, die die Grenze mit einem Fahrzeug 
überqueren, nicht mehr mit einem Stempel­
vermerk versehen, da die griechische Regie­
rung selbst nicht bestreitet, daß diese Praxis 
beim Ablauf der Frist, innerhalb deren der 
Stellungnahme nachzukommen war, noch 
bestand. 

Ich komme daher zur Prüfung der Begrün­
detheit dieser Rüge. 

18. Die Kommission macht geltend, die 
Anbringung der fraglichen Stempelvermerke 
sei unnötig restriktiv und schaffe ein unge­
rechtfertigtes Hemmnis für die Freizügigkeit; 
sie stehe damit im Widerspruch zu der 
Richtlinie 73/148 (und im weiteren Sinne der 
Richtlinie 83/182) und der ständigen 
Rechtsprechung des Gerichtshofes, nach der 
für die Einreise in das Hoheitsgebiet eines 
Mitgliedstaats die Vorlage eines gültigen Per­
sonalausweises oder Reisepasses ausreiche 
und weder Sichtvermerke noch gleichartige 
Nachweise verlangt werden dürften 14. Fer­
ner könne, wie der Gerichtshof entschieden 
habe, die Vornahme von Kontrollen bei der 
Einreise in das Hoheitsgebiet eines Mitglied­
staats die Freizügigkeit beeinträchtigen, 
„wenn diese Kontrollen systematisch oder 
auf willkürliche oder auf unnötig lästige 
Weise vorgenommen würden." 15 

Die griechische Regierung wendet hiergegen 
zunächst ein, daß die streitige Praxis nur die 
vorübergehende Einfuhr durch im Ausland 
wohnende griechische Staatsangehörige 
betroffen habe und demnach nicht die Rede 
davon sein könne, daß unter Verstoß gegen 
die Richtlinie 83/182, insbesondere ihren 
Artikel 7 Absatz 3, systematische Kontrollen 
durchgeführt worden seien. Die Stempelver­
merke seien vielmehr in den Reisepässen 
angebracht worden, damit die griechischen 
Behörden in Zweifelsfällen hätten überprü­
fen können, ob der Verbleib eines Fahrzeugs, 
für das im griechischen Hoheitsgebiet eine 
Befreiung gegolten habe, die Dauer dieser 
Befreiung nicht überschritten habe; insofern 
habe es sich sogar um eine Erleichterung für 

13 — Dies beruhte darauf, daß der von den griechischen Behör­
den erteilte Personalausweis bis zum 10. Juni 1991 für die 
Ausreise keine Geltung hatte, so daß griechische Staatsan­
gehörige die griechische Grenze nur mit dem Reisepaß 
überqueren konnten. 

14 — Artikel 3 der Richtlinie 73/148 und Urteil vom 3. Juli 
1980 in der Rechtssache 157/79 (Pieck, Slg. 1980, 2171, 
Randnr. 10). 

15 — Urteil vom 27. April 1989 in der Rechtssache 
321/87 (Kommission/Belgien, Slg. 1989, 997, Randnr. 15). 
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die Betroffenen gehandelt. Es könne auch 
nicht angenommen werden, daß die streitige 
Praxis im Widerspruch zur Richtlinie 
73/148 gestanden habe. Dies ergebe sich 
schon daraus, daß sich diese Richtlinie auf 
die Aufhebung der Reise- und Aufenthalts­
beschränkungen für Personen beziehe, wäh­
rend es im vorliegenden Fall um eine Forma­
lität für Fahrzeuge gegangen sei, die mit 
einer Befreiung in das griechische Hoheitsge­
biet eingeführt worden seien. 

19. Es sei gleich gesagt, daß Artikel 7 Absatz 
3, nach dem besondere Kontrollen nur in 
Zweifelsfällen vorgenommen werden dürfen, 
meines Erachtens im vorliegenden Fall nicht 
anwendbar ist, da die Anbringung des Stem­
pelvermerks nicht dazu dient, den gewöhnli­
chen Wohnsitz in einem anderen Mitglied­
staat zu überprüfen, sondern ermöglichen 
soll, zu überprüfen, ob das fragliche Fahr­
zeug nicht über die Dauer der Befreiung hin­
aus in griechischem Hoheitsgebiet verbleibt. 
Diese Frage wird durch die Richtlinie 
83/182 nicht geregelt. 

Zu dem angeblichen Verstoß gegen die 
Richtlinie 73/148 ist zu bemerken, daß die 
Anbringung eines Stempelvermerks im Rei­
sepaß von Personen, die die Grenze mit 
einem Fahrzeug überqueren, kein Hemmnis 
für Reise oder Aufenthalt dieser Personen 
schafft und auch nicht einem mit dieser 
Richtlinie unvereinbaren Sichtvermerk 
gleichgestellt werden kann. Im übrigen han­
delt es sich um eine Formalität, die nur Per­
sonen betrifft, die die Einfuhrbefreiung in 
Anspruch nehmen wollen, und die jedenfalls 
keine Voraussetzung für die Einreise in das 
Hoheitsgebiet ist. 

Meines Erachtens ist daher auch diese Rüge 
zurückzuweisen. 

D — Zur Frist für die Wiederausfuhr von 
vermieteten Fahrzeugen 

20. Die letzte Rüge der Kommission betrifft 
die Voraussetzung des Artikels 8 Absatz 
2 Unterabsatz 2 der Ministerialverordnung 
D 247/13, nach dem Personenfahrzeuge im 
Besitz eines Vermietungsunternehmens mit 
Geschäftssitz außerhalb Griechenlands zur 
Wiederausfuhr des Fahrzeugs an Gebiets­
fremde weitervermietet werden können, 
wenn sie sich infolge der Ausführung eines 
Mietvertrages, der in Griechenland ausgelau­
fen ist, im griechischen Hoheitsgebiet befin­
den, wonach jedoch nach Maßgabe der Ent­
fernung und des Zustande der Fahrzeuge 
eine Frist von höchstens zehn Tagen für die 
Wiederausfuhr gilt. Nach Auffassung der 
Kommission steht die Festlegung dieser Frist 
im Widerspruch zu Artikel 3 Buchstabe b 
der Richtlinie 83/182. 

In der Tat ist in Artikel 3 Buchstabe b keine 
besondere Frist für die Wiederausfuhr von 
vermieteten Fahrzeugen festgelegt. Die 
Dauer der Befreiung ist daher offensichtlich 
die einzige Frist, die berücksichtigt werden 
kann. Dieses Ergebnis wird auch nicht durch 
das Argument der griechischen Regierung 
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entkräftet, daß mit Artikel 3 Buchstabe b der 
Richtlinie eine Ausnahme vom allgemeinen 
Verbot der Veräußerung und Vermietung der 
Verkehrsmittel im Einfuhrstaat habe geregelt 
werden sollen und daß es mit diesem Zweck 
unvereinbar wäre, wenn diese Verkehrsmittel 
während der gesamten Dauer der Befreiung 
im griechischen Hoheitsgebiet verbleiben 
dürften. 

Insoweit reicht die Feststellung, daß eine 
derartige (maximale) Frist die Möglichkeiten 
für die 'weitervermietung eines Fahrzeugs, 
für das eine Befreiung besteht, erheblich ein­
schränken würde und daß ferner in der 
Richtlinie eine Frist für die Wiederausfuhr 
ausdrücklich festgelegt worden wäre, wenn 
dies der Zweck von Artikel 3 Buchstabe b 
wäre. Diese Rüge ist daher begründet. 

21. Nach alledem schlage ich dem Gerichtshof vor: 

1) — Die Rügen betreffend die Definition und die Bestimmung des gewöhnli­
chen Wohnsitzes im Sinne der Artikel 7 Absatz 1 der Richtlinie 83/182 und 
6 Absatz 1 der Richtlinie 83/183, und 

— die Rüge betreffend die Festlegung einer Frist von zehn Tagen für die Wie­
derausfuhr von Fahrzeugen im Besitz eines Vermietungsunternehmens mit 
Geschäftssitz in der Gemeinschaft 

für begründet zu erklären; 

2) die Klage im übrigen abzuweisen; 

3) jeder Partei ihre eigenen Kosten aufzuerlegen, da beide Parteien teils obsiegen 
und teils unterliegen. 
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